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N i e d e r s c h r i f t

über die öffentliche 13./X. Ratsperiode Sitzung des Sozialausschusses der Stadt Kleve 
am Mittwoch, dem 20.09.2017, 17.00 Uhr, im Ratssaal des Rathauses - Nr. 1.28

Unter dem Vorsitz der
Stadtverordneten  Siebert, Susanne (Bündnis 90/ DIE GRÜNEN)
sind anwesend die Stadtverordneten:

Boskamp, Heinz 
Bucksteeg, Friedhelm 
Gerritzen, Christa
Heyrichs, Michael
Meyer-Wilmes, Dr. Hedwig 
Kanders, Angelika
Maaßen, Manfred
Merges, Manfred
Thon, Sarah

SPD
CDU
SPD
CDU
B'90/DIE GRÜNEN für Hütz, Klaus-Werner
CDU
CDU
OK
SPD

Sachkundigen Bürger:

Duenbostell, Helga
Grundmann, Tobias
Kauter, Lukas
Karow, Miriam
Linden, Bastian
Loosen, Iris

Nicht anwesend:

Hütz, Klaus-Werner 
Bungert, Alexander
Döllekes, Fredi
Garisch, Siegbert
Kanders, Josef

B'90/DIE GRÜNEN
FDP
SPD

Von der Verwaltung sind anwesend:

Erster Beigeordneter Haas
Fachbereichsleiter Erps
Stadtamtfrau Süssmaier
Tariflich Beschäftigter Görtz
Tariflich Beschäftigter Kunders als 
Schriftführer
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Ausschussvorsitzende Siebert begrüßt die Anwesenden  zur ersten Sitzung des 
Sozialausschusses in den neuen Räumlichkeiten des Rathauses. Sie stellt fest, dass zu der 
anstehenden Sitzung form- und fristgerecht eingeladen wurde und Einwände sowohl zur 
Niederschrift der vergangenen Sitzung, als auch zur vorliegenden Tagesordnung nicht 
bestehen.

1. Controllingbericht des Fachbereiches Arbeit und Soziales für das 2. Quartal 2017
- Drucksache Nr. 716 /X. -

Beschluss:
Der Sozialausschuss nimmt den Controllingbericht zur Kenntnis.

2. Quartiersentwicklung
- Bericht aus der Arbeitsgruppe

Ausschussvorsitzende Siebert berichtet den Anwesenden über die bisherigen Aktivitäten 
aus der Arbeitsgruppe. In der Sitzung der Arbeitsgruppe am 18.09.2017 wurde von 
Vertretern der Hochschule Rhein-Waal die Studie zur Quartiersentwicklung vorgestellt. 
Die von Frau Siebert präsentierte Zeitschiene spiegele den zeitlichen Ablauf der 
Aktivitäten wider.  Die Zusammenstellung ist anliegend dieser Niederschrift beigefügt. 

Auf eine entsprechende Frage der Stadtverordneten Dr. Meyer-Wilmes teilt 
Ausschussvorsitzende Siebert mit, dass sich die Arbeitsgruppe entschlossen habe ein 
Quartier zu betrachten, welches durch die Straßen Lindenallee, Hoffmannallee, 
Merowingerstraße und Königsallee begrenzt sei. Die Tatsache, dass in diesem Quartier 
mehrere Akteure (Lebenshilfe, Mehrgenerationenhaus, Kitas etc.) angedockt seien sowie 
die vorhandene Bevölkerungsstruktur und deren wirtschaftliche Komponente lasse die 
Betrachtung dieses Quartiers als zielführend erscheinen.

Zum Abschluss dieses Tagesordnungspunktes stellt Erster Beigeordneter Haas fest, dass 
das Ziel der Verwaltung zur Implementierung eines kleinen, aber schlagkräftigen 
Arbeitskreises erreicht worden sei. Die Zeitschiene sei als gelungen zu betrachten. 
Zudem sei der Arbeitskreis ein gutes Beispiel für eine fruchtbare Zusammenarbeit 
zwischen Verwaltung und Politik. 

3. Bericht des Fachbereichs Arbeit und Soziales

Fachbereichsleiter Erps erläutert dem Sozialausschuss durch eine PowerPoint 
Präsentation, welche dieser Niederschrift beigefügt ist, die Grundlagen und Eckdaten der 
Aufgabenerledigung des Fachbereiches Arbeit und Soziales. Als besondere 
Schwerpunkte seiner Ausführungen benennt er die Angemessenheit der Kosten der 
Unterkunft in den Rechtskreisen des SGB II und SGB XII, leistungsbeziehende Kinder im 
Rechtskreis des SGB II, die aktuelle Entwicklung aufgrund der UVG-Reform zum 
01.07.2017 sowie die statistischen Daten und Fallzahlenentwicklungen. 

Zu den Ausführungen des Fachbereichsleiters stellt Ausschussvorsitzende Siebert die 
Frage, wie viel Prozent der in Kleve lebenden Kinder in den Genuss von Leistungen aus 
dem Bildungs- und Teilhabepaket kämen. Eine entsprechende Antwort des Fachbereichs 
Arbeit und Soziales ist der Niederschrift beigefügt.

http://www.kleve.de/C1257CF60039C976/html/C210144989B9A8F3C125818D0049FAD3?OpenDocument
http://www.kleve.de/C1257CF60039C976/html/9179ACF528E439CEC125810600259C5C?OpenDocument
http://www.kleve.de/C1257CF60039C976/html/FBE09D5EB1023C21C12581980029FA95?OpenDocument
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Nach Aussage der Ausschussvorsitzenden Siebert stelle sich das Bildungs- und 
Teilhabepaket Außenstehenden oftmals als ‚Bürokratiemonster‘ dar. 

Fachbereichsleiter Erps stellt hierzu fest, dass durch Flyer und darüber hinaus durch  eine 
enge Zusammenarbeit mit den Schulsozialarbeiten eine zielführende Auftragserledigung 
erfolge. Die Anträge seien einfach gehalten und die Mitarbeitenden des BUT-Bereiches 
seien in der Lage unbürokratisch Hilfen zu gewähren.

Ausschussvorsitzende Siebert stellt die Frage, ob Einzelheiten zum Bildungs- und 
Teilhabepaket auch im Beratungswegweiser ‚Kleve-Sozial‘ abgebildet seien. 

Hierzu stellt Fachbereichsleiter Erps fest, dass der Fachbereich Arbeit und Soziales mit 
seinem Leistungsangebot dort aufgeführt sei. Hier sei das Bildungs- und Teilhabepaket 
ausdrücklich benannt. 

Auf eine entsprechende Frage der Ausschussvorsitzenden antwortet Fachbereichsleiter 
Erps hinsichtlich der anzuerkennenden Unterkunftskosten im Stadtgebiet Kleve, dass 
aufgrund der Instrumentarien, welche zur Einführung des schlüssigen Konzeptes 
verwendet wurden, dieses als gelungen anzusehen und als auskömmlich zu betrachten 
sei.

In diesem Zusammenhang stellt Erster Beigeordneter Haas fest, dass der Gesetzgeber 
ursprünglich beabsichtigt habe, über eine gewisse Pauschalierung eine 
Verwaltungsvereinfachung zu gewährleisten. Die Verwaltung werde jedoch durch 
Gesetzesänderungen hingegen in immer größerem Umfange durch Einzelfallprüfungen 
beschäftigt, zu dem werde durch Gerichtsentscheidungen eine immer größere Bürokratie 
geschaffen. 

Zum Abschluss dieses Tagesordnungspunktes weist Erster Beigeordneter Haas darauf 
hin, dass sich die Verwaltung aufgrund der derzeitigen rückläufigen Zuweisungsquote 
entschlossen habe eine Gemeinschaftsunterkunft aufzugeben.
Hinsichtlich der Erstattungsmodalitäten nach dem Flüchtlingsaufnahmegesetz stellt er 
fest, dass seiner Ansicht nach eine Begrenzung auf einen Zeitraum von lediglich 3 
Monaten nach negativem Abschluss des Asylverfahrens keinesfalls als auskömmlich 
angesehen werden könne. Seiner Ansicht nach sei dieser Zeitraum angemessen zu 
erweitern, da es den Ausländerbehörden in aller Regel nicht gelinge während dieses 
Zeitraumes aufenthaltsbeendende Maßnahmen durchzuführen.

4. Mitteilungen  

./.

5. Anfragen  

a) Verhältnisse am Bahnhofsvorplatz

Stadtverordnete Kanders stellt die Frage, ob es der Verwaltung zwischenzeitlich gelungen 
sei, den am Bahnhofsvorplatz aufhältigen Personen andere Plätze zur Verfügung zu 
stellen. 

Mitteilungen
Anfragen
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Hierzu teilt Erster Beigeordneter Haas mit, dass eine diesbezügliche Prüfung noch nicht 
abgeschlossen sei. Nach seiner Auffassung ergebe sich noch ein Abstimmungsbedarf mit 
Nachbarn und Anwohnern. Wichtig sei ihm jedoch eine ‚Ausweichfläche‘ in 
Zentrumsnähe, damit diese Fläche bei den entsprechenden Personen auch angenommen 
werde. Die Verwaltung werde in jedem Falle weiter aktiv bleiben und diesbezüglich 
Gespräche mit den Anliegern führen. 

Ende der Sitzung: 18.05 Uhr

  (Siebert) (Kunders)
Vorsitzende             Schriftführer




